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VOT' sch n  äa aus  Schatztisch scheine, elche dı1e a  Währ %}Hs 1st tats rrr  gelungen, €ıne Goldreserve Von .  ber 60 Millione ägyptischenPfund anzulegen, dıe heute und in Drittel des Notenumlaufes deckt. Man hatdıe Dollar- und sonstigen Hartwährungseingänge ausSs der Baumwollausfuhr tTe-matisch ZUrückgehalten nd 1949 ein eigenes „Exportpfund“ geschaffen.Zu einschneidenden Maßnahmen sah sıch Persien genötigt, seitdem die evisen
aus der Erdölkonzession ausgeblieben sind. Entgegen pessimistischen Voraus-
gCnNn, die einen völligen Zusammenbruch der Wirtschaft des Landes als uUuNVer-meıdlich hingestellt hatten, ist  S: ım Mai dieses Jahres gelungen, den Rialkurs(nominelle Parität 1 Dollar 0212  D Rıals), der bereits auf 83,50 abgeschwächtWAaär, bei 74,2  J Zu stabilisieren. Der Notenbank wurden zu diesem Zwecke Beträgeus den Ö, Millionen Dollar ZUT)T Verfügung gestellt, welche VO InternationalenWährungsfonds Rials gekauft wurden. Ks ist mıiıt großer Wahrscheinlich-keit anzunehmen, daß nach Bereinigung des Erdölstreites 1ne weitere Revalori-sierung der persischen Währqng gintreten werde.

Neue Probleme der nolitischen Maoral. Wir aben unlängst in Deutachland mehr-fach von dem „Skandal‘‘ gehört, daß Parlamentarier ON privater Seite für
Awecke ihrer Partei oder ihres polıtischen Programms Unterstützungen ansgenom-INnen 1aben. Nun haben die USA Jüngst eiN1ge nıcht SUaNz gleiche aber doch er -wandte Fälle gehabt. VWie zurückhaltend INnan über dieses ZUNZE Problem zZU urtel-len hat, können WIT AuUs einem Kommentar der Zeitschrift „America‘‘ lernen.„Neue Probleme der politischen Moral“ überschreibt S16 i_hre Untersuchung(4 Okt 1952,

Da ıst der sogenannte „Fall Nixon®. Der kalifornische Senator und künftigeVizepräsident der USA KRıchard M. Nixon hatte Kreisen seiner politischenAnhänger ge1t den Scnatswahlen VoOonNn 1950 Unterstützungsgelder ın Höhe Von über160090 Dollar erhalten. Nach seinen Aussagen hatte ÖL das Geld alnsenommMen,
u  = nıcht der Bundesregierung und damıt den Steuerzahlern ZUT. ast ZU fallen
Ausgegeben wurde für politische Zwecke, als da sind: Porto, Reisespesen,Druckkosten für Redner un Dokumente. Nixon erklärte, hätte Geld ın seinem
Kampf gegen Kommunismus und Korruption benötigt. Zudem soll dıe Unter-
stützung Sar nıcht urc seine an CHANSCNH, sondern VO  b einem Ausschuß Ver'-
waltet worden se1n.,

Eın anderer Fall wurde später bekannt. Der Gouverneur (und Präsidentschafts-kandidat des etzten Wahlkampfes) Stevenson gewährte einigen seiner Beamten
ın der Staatsverwaltung Von Mlinois Zuschüsse AUuUSs privaten Miıtteln in orm VonGeschenken gewöhnlich Weihnachten. BKr wollte auf diese Weise den Ab-
stand zwischen der Höhe 1INTer Staatsgehälter und dem inkommen verringern,das S16 haben würden, wenn 1E  14 ın einem privaten Wirtschaftsunternehmen arbei-
teten Dadurch ollten Beamte ın Schlüsselstellung a der Stange gehalten undandere geeignete Kräfte angezogen werden. Die Mittel für die Geschenke stamm-
ten us Überschüssen 1m Wahlfonds, w as den Beamten allerdings unbekannt WÄärT:

Hatten einige deutsche Parlamentarier Geld hauptsächlich für Parteizwecke
anschommMen, drüben a us Parteikreisen gestiftete Summen. die fürdie amtlichen oder Dienstaufgaben der betreffenden Volksvertreter aufgewandtwurden, WEl die VO Staat gewährten Diäten und Unkostengelder nıcht ausSs-
reichten. Bei den Beamten des Gouverneurs wurde das Gehalt mit Über-
schüssen aus der Wahlkasse aufgebessert. In den amerıikanischen owohl W1e ın
den deutschen Fällen geht 1€ Frage U  a} darum: sınd die 1im Dienste des Volkes
stghenden A  anner nıcht ın ihrer Unabhängigkeit und damit 1n der Ausübung ıhres

219

E



Zeitbericht

Amtes gefähfdet, Mn S16 Linanzıell von bestirfimten geldkräftigen Interessenten
ausgehalten der doch unterstützt werden? Nicht da{ls eın Beliebiger Unterstüt-
ZUNS VOo  a ıIrgendwem annımmt, ist bedenklich, sondern da{iß eın Mann auf einem
Posten, der dem Gemeinwohl dienen hat, sıch durch eschenkannahme Pr1-
vaten reisen verpflichtet, dıe ihr Geld aum jemals ohne bestimmte Hinter-
gedanken penden ürften.

Aber W1€e soll der Parlamentarier zwıschen seinen Parteunteressen und seinen
Obliegenheiten als Volksvertreter immer feiın säuberlich scheiden ? Wıe soll er
U e auch seıne nächste Wahl sıchern, die U  r 1m RHRahmen seiner Partei be'-
stehen annn Wie soll die für seine Politik nötıgen Eınnahmen gewınnen, ohne
der Offentlichkeit m11liebıg werden? Da scheint 65 dann manchem, dafß VeLr-

borgene, vertrauliche Spenden wenigsten gefährlich sınd. Der Zwiespalt ist
der Stellen dıe Abgeordneten einen öffentlichen ag auft rhöhung ihrer
Dıiäten, WIT der Durchschnittsbürger leicht arm schlagen, beziehen S16 aber
1m tıllen prıvate Unterstützung, riecht nach Käuftlichkeit.

Iie ‚„America"” schlägt für dıe en bekannten Fälle VOrL, dıe staatlıchen
Diäten un Spesenvergütungen erhöhen. Dabeı erhält eın Senator der USA bıs
jetzt schon iımmerhın bis Dollars Jahresgehalt, zuzügliıch einer Spesenvergü-
Lung, dıe sıch auf 2500 Dollars Höchstgrenze belaufen kann. Auch dıe Gehälter
der Staatsbeamten sollen erhöht werden, daß S1E nıcht ZU sehr hınter den-
jenigen der Wirtschaft zurückstehen. Bel unlls ın Deutschland ırd sich darum
handeln, den Politikern un! Parlamentsmitgliedern ım besonderen und den Par-
teıen 1mMm ]gememınen finanzıelle Quellen erschließen, dıe der Kontrolle der
Offenthchkeit unterliegen.

Apostolat des Meeres. ‚„„Apostolatus Marıs nennt ıch eine Zusammenfassung
natiıonaler Seemannsmissionen einem Weltbund Der Hauptsıitz, bisher Glasgow
iın Schottland, soll emnächst der Konsistorial-Kongregatıion ın Kom unterstellt
werden. IDie Organisation hat den Zweck, die seelsorgliche Betreuung der Männer
und Jugendlichen wahrzunehmen, die urc ihren Seemannsberuf VO  a der ordent-
lıchen Pfarrseelsorge nıcht erreicht werden.

Fast alle Länder der Erde haben seit Jahrzehnten TE eigenen Seemannsmis-
s1onen. uchn ın Deutschland kannte 10052381 S1€E. In ullserenNn Häfen gab e1lgene T1e-
sSter und Heime für dıe Seeleute. oach UrCcC. den Nationalsozialismus und den
K wurde das a Werk zerstort. Nun konnte Oktober 1950 eın
NCUET Anfang gemacht werden: eın Tagesheim, das ZULC Fe  1ler der heiligen Messe
in ıne Kapelle umgewandelt werden kann, eıne Büchereı un eın Laienhelfer,
der als Schitfsbesucher die Seeleute ım. Hafen auisucht un den Veranstaltun-
SCH der Seem1ssion ınlädt. (Hamburg, GCircusweg 1 Der Sonntagsgottesdienst
ist, den Anforderungen des Berufs entsprechend, autf den Nachmittag gelegt und
War VOo  ; Anfang VO.  b Seeleuten er Rassen und Nationen erstaunlich gut be-
sucht. Eın Jahr später wurde Donnerstag 1ne Werktagsmesse eingeführt
ucn S16 tTindet Anklang. Jetzt ıst I1Han dazu übergegangen, auf Schiffen, deren
Mannschaft nıcht Land gehen kann, ıne sogenannte Hafenmesse halten
Auch dıie „Seemannspost‘ soll wıeder erscheinen; eine Monatsschriuft, dıe die Ver-
bındung mıiıt den Seeleuten ın der Ferne un mıt den Kreunden der Missıon auf
dem Festland aufirecht erhalten soll

Deutschland drittletzter Stelle Das Päpstliche er. der Glaubensverbreitung
hat für 25 Länder berechnet, 1eviel pPro Kopf der katholischen Bevölkerung für
dıe Missıonen 1T€ umgewechselt) aufgebracht worden ist. An erstier Stelle
steht USA mıt 103 L, iın großsem Abstand folgt als zweıtes Neuseeland mıiıt dann
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